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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ständigen Ausschusses

zu der Mitteilung des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 
vom 4. Februar 2021
– Drucksache 16/9850

36. Datenschutz-Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-
Württemberg für das Jahr 2020

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit Baden-Württemberg vom 4. Februar 2021 – Drucksachen 16/9850 
– und der vom Staatsministerium mit Schreiben vom 4. Mai 2021 vorgelegten Stel-
lungnahme der Landesregierung (siehe Anlage 1 zum Ausschussbericht) Kenntnis 
zu nehmen.

15.7.2021

Der Berichterstatter:  Der Vorsitzende:

Jonas Weber    Guido Wolf

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss beriet die Mitteilung des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit, Drucksache 16/9850, sowie das  
Schreiben des Staatsministeriums vom 4. Mai 2021 – Stellungnahme der Landes-
regierung zum 36. Datenschutz-Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg (Anlage) – in seiner  
2. Sitzung am 15. Juli 2021.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit legte dar, 
er freue sich, den 36. Datenschutz-Tätigkeitsbericht im Ausschuss kurz vorstellen 
zu können. Die Langfassung sei den Ausschussmitgliedern zugegangen. Der Da-
tenschutz habe im Jahr 2020 unter der Ägide der Pandemie gestanden und sei wie 
alle Grundrechte in der Pandemie unter Druck geraten, auch wenn immer wieder 

Ausgegeben: 10.8.2021



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 488

2

auch öffentlich der Eindruck vermittelt worden sei, zumindest gefühlt hätten wäh-
rend der Pandemie alle Grundrechte gelitten, nur der Datenschutz nicht, der Daten-
schutz sei irgendwie dominant oder vielleicht auch sperrig gewesen. 

Die abweichende Wahrnehmung könnte aus seiner Sicht wesentlich darauf zurück-
zuführen sein, dass es sich beim Datenschutz um ein Grundrecht handle, welches 
auch eine staatliche Unterstützung erfahre. Denn der Staat leiste sich einen Daten-
schutzbeauftragten, der genau für dieses Grundrecht eintrete. Aus seiner Sicht sei 
es kein schlechtes Zeichen, wenn die Wahrnehmung bestehe, dass der Datenschutz 
ein Grundrecht sei, um das in besonderer Weise gerungen werde und für das in 
besonderer Weise eingetreten werde. Denn es gebe keinen Landesbeauftragten für 
die Versammlungsfreiheit und auch keinen Landesbeauftragten für das Eigentums-
recht, welcher von staatlicher Seite aus beraten würde, wie gut und sinnvoll mit 
dem eigenen Besitz umgegangen werden könne. Es gebe jedoch einen Landesbe-
auftragten für den Datenschutz, und dieser trete tatsächlich für dieses Grundrecht 
ein.

Dieses Grundrecht stehe in der Pandemie unter Druck. Warum das so sei und wie 
seine Behörde darauf reagiert habe, könne dem schriftlich vorliegenden Tätigkeits-
bericht entnommen werden.

Die einfachsten Beispiele für die Schwierigkeiten, die der Datenschutz im vergan-
genen Jahr erlebt habe, kämen aus den täglichen Erfahrungen aller. Kein Restau-
rant oder Café könne besucht werden, ohne Kontaktdaten anzugeben, und dies sei 
ein Beleg dafür, wie tief während der Pandemie die Eingriffe in die informationelle 
Selbstbestimmung seien. Dies erwähne er keineswegs kritisch, sondern stelle das 
einfach fest, genauso wie er feststelle, dass es aus Datenschutzsicht einen ganz 
erheblichen Eingriff darstelle, dass die Gesundheitsämter in der Pandemie mit ganz 
erheblichen Befugnissen ausgestattet seien. Dies sei gut so – auf andere Art und 
Weise könnte die Pandemie nicht bekämpft werden –, aber es handle sich um einen 
Druck, der ausgeübt werde und sich beispielsweise auch im Beschäftigtendaten-
schutz fortsetze.

Seiner Behörde liege eine Vielzahl von Anfragen und Beschwerden gerade aus 
dem Bereich von Privatunternehmen vor, wo die Frage formuliert werde, was dem 
Arbeitgeber eigentlich offenbart werden müsse, wenn beispielsweise danach ge-
fragt werde, ob jemand geimpft oder getestet worden sei und wo der letzte Ur-
laub verbracht worden sei. All diese Fragen nach persönlichen Informationen seien 
auch Thema von Anfragen an seine Behörde als beratender Aufsichtsbehörde.

Eine wichtige Aufgabe seiner Behörde sei im Übrigen auch, die Corona-Ver-
ordnung der Landesregierung zu begleiten und in diesem Zusammenhang inten- 
sive Beratungen anzubieten. Auch mit der Corona-Verordnung werde erheblicher 
Druck ausgeübt, was in einer Pandemie jedoch nicht anders sein könne.

An dieser Stelle danke er der Landesregierung für die in sehr vielen Fällen auch 
frühzeitige Einbeziehung seiner Behörde sowie die gute und intensive Zusammen-
arbeit. Er denke insbesondere an die Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium 
mit Blick auf die Corona-Verordnung, aber auch an die intensiven Kontakte mit 
dem Innenministerium, mit dem Wirtschaftsministerium, mit dem Kultusministeri-
um und mit dem Wissenschaftsministerium. Aus seiner Sicht sei eine gute Zusam-
menarbeit erreicht worden, die zwar keineswegs unbelastet sei, jedoch belastbar 
sei und von einem guten Dialog gekennzeichnet sei.

Ein Beispiel dafür, dass der Datenschutz unter Druck stehe, seien die Testzen- 
tren, die sich seit einigen Wochen sehr weit verbreitet hätten und bei denen gerade 
in den letzten Wochen zutage getreten sei, dass dort relativ viele „Glücksritter“ 
unterwegs seien, dass also Testzentren von Personen eröffnet würden, die dafür 
nicht geeignet seien und nicht wüssten, wie sie mit den Daten umzugehen hätten. 
Dies müsse deutlich angesprochen werden; denn aus den Beschwerden, die seine 
Behörde erhalte, werde deutlich, dass zigtausendfach Gesundheitsdaten von Bür-
gerinnen und Bürgern im Internet zu finden seien, wo sie nicht hingehörten und wo 
sie unverschlüsselt gespeichert seien, sodass sie leicht abgerufen werden könnten. 
Die Betreiber dieser Testzentren hätten keinen Überblick darüber, wie sie mit den 
sensiblen Daten umzugehen hätten, und hätten wenig Vorkehrungen getroffen, um 
zu verhindern, dass diese Daten in falsche Hände gerieten.
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Dies sei auch deswegen problematisch, weil dadurch das Vertrauen der Bürgerin-
nen und Bürger in die Corona-Bekämpfungsmaßnahmen in Frage gestellt werde. 
Dieses Vertrauen werde jedoch dringend benötigt, um eine Pandemie erfolgreich 
bekämpfen zu können. Die wichtige Aufgabe der Datenschützer bestehe darin, da-
für zu sorgen, dass dieses Vertrauen erst gar nicht beschädigt werde.

Eine wesentliche Facette sei die digitale Pandemiebekämpfung. Sowohl die Coro-
na-Warn-App als auch die luca-App seien digitale Tools, auf denen zu Recht die 
Herausforderung gelegen habe, die Pandemie einzugrenzen und wirksame digitale 
Mittel zur Bekämpfung der weiteren Verbreitung an der Hand zu haben. 

Die Corona-Warn-App sei aus datenschutzrechtlicher Sicht eine sehr gelungene 
App. Sie funktioniere ohne personenbezogene Daten. Seine Behörde habe sich in-
tensiv an der Entwicklung dieser App beteiligt, sie mitentwickelt und damit auf 
den Weg gebracht und intensiv unterstützt. Es müsse jedoch auch zur Kenntnis ge-
nommen werden, dass sehr viele Menschen Zweifel daran hätten, dass die Corona-
Warn-App in der Sache ein besonderer Erfolg gewesen sei. Viele stellten sie leider 
– aus seiner Sicht zu Unrecht – in Bausch und Bogen in Frage. Sie habe sicherlich 
einen Anteil an der Pandemiebekämpfung gehabt, doch sie sei auch aus Sicht der 
Landesregierung nicht gut genug in puncto „digitale Pandemiebekämpfung“, und 
deswegen sei es ihm als Datenschützer ein Anliegen, nach weiteren Möglichkeiten 
zu suchen, in diesen Bereichen Angebote zu machen und Empfehlungen auszu-
sprechen.

In diesem Zusammenhang sei seine Behörde relativ frühzeitig, konkret bereits im 
Januar 2021, mit der luca-App in Kontakt gekommen, die zunächst einmal die 
datenschutzfreundliche Überlegung trage, dass die „Zettelwirtschaft“ u. a. in der 
Gastronomie überwunden und durch ein digitales Konzept ersetzt werde. Dies  
mache die luca-App in der Tat sehr gut.

Es sei bekannt, dass die luca-App auch Problematiken mit sich bringe und nicht un-
umstritten sei. Gleichwohl habe seine Behörde nach intensiver Beratung und nach 
Verbesserung der App eine Empfehlung an die Landesregierung ausgesprochen, 
die sie bis heute aufrecht erhalte, dass die luca-App datenschutzkonform eingesetzt 
werden könne. Sie trage durchaus erheblich dazu bei, dass beispielsweise in der 
Gastronomie die Kontaktnachverfolgung auf digitale Art und Weise funktioniere.

Wichtig erscheine ihm in diesem Kontext der Hinweis, dass sehr darauf geach-
tet werden müsse, dass der Einsatz von solchen Apps freiwillig bleibe und nicht 
zwangsweise vorgeschrieben werde und es auch nicht zu einem faktischen Zwang 
komme. Leider gebe es relativ viele Hinweise darauf, dass in Unternehmen, aber 
auch in der Gastronomie die jeweiligen Kunden damit konfrontiert würden, dass 
sie sich entweder mit der luca-App oder gar nicht einchecken könnten. Dies sei je-
doch nicht in Ordnung. Die Freiwilligkeit in diesem Bereich sei wichtig. Insbeson-
dere müsse dafür gesorgt werden, dass die Leistungen der Daseinsvorsorge, also 
alles, was damit zu tun habe, dass das tägliche Leben gut bewältigt werden könne, 
nicht unter die Bedingung gestellt werde, dass eine bestimmte App genutzt werde.

Auch in Zeiten, in denen die Kontaktnachverfolgung zu Recht vorgeschrieben sei, 
müsse es immer die Ausweichmöglichkeit geben, durch analoge Angabe der Kon-
taktdaten den gleichen Erfolg zu erzielen.

Das derzeit wichtigste Thema sei der Zusammenhang von Digitalisierung und Da-
tenschutz. Es sei überhaupt keine Frage, dass die Datenschützer in der Digitalisie-
rung eine chancenreiche, zukunftsgerichtete Technologie sähen, die zusammen mit 
den Datenschützern entwickelt werden müsse. Der bereits erwähnte Gesundheits-
sektor sei nur beispielhaft dafür genannt, wie diese Zusammenarbeit aussehen kön-
ne. Seine Behörde berate in Baden-Württemberg beispielsweise in Zusammenar-
beit mit dem Wissenschafts- und dem Wirtschaftsministerium die Forschung etwa 
an Hochschulen und Unternehmen der Pharmaindustrie mit dem Ziel, die Chancen 
der Digitalisierung sensibel, aber auch konstruktiv zu nutzen.

Die gleiche Thematik der Digitalisierung stelle sich auch im öffentlichen Dienst. 
Konkret spreche er die Digitalisierung an Schulen in Baden-Württemberg an. Auch 
in diesem Bereich habe sich seine Behörde intensiv eingemischt und habe das Kul-
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tusministerin zwei Jahre lang bei den Bemühungen um eine Bildungsplattform be-
raten. Seine kritische Haltung zum Einsatz von Microsoftprodukten sei bekannt. 
Dies sei und bleibe ein Problem.

Seine Behörde sei jedoch die einzige Datenschutzaufsichtsbehörde in Deutschland, 
die tatsächlich in einen Pilotversuch mit dem Kultusministerium und Microsoft 
eingestiegen sei. Sie habe sich nicht auf irgendwelche pauschalen Aussagen zu-
rückgezogen, sondern so konkret wie möglich und so konstruktiv wie möglich 
geprüft, was aus der Technologie herausgeholt werden könne und was damit da-
tenschutzkonform erreicht werden könne.

Dabei seien durchaus Fortschritte erzielt worden, die stolz machen könnten. Bei-
spielsweise sei es geschafft worden, dass Microsoft die Art und Weise, wie dieses 
Unternehmen seinen Service anbiete, auf ein neues Level hebe, und zwar nicht 
nur für Baden-Württemberg, sondern sogar weltweit. Es seien die Grundlagen da-
für geschaffen worden, wie Daten international datenschutzkonform ausgetauscht 
werden könnten.

Das Thema „Digitalisierung an den Schulen und auf Bildungsplattformen“ werde 
seine Behörde auch deswegen in den nächsten Wochen begleiten, weil sie eine 
klare Position bezogen habe und deutlich gemacht habe, dass aus Sicht des Da-
tenschutzes mit dem neuen Schuljahr ihre Zurückhaltung ein Ende haben müsse. 
Hier lägen zahlreiche Beschwerden vor, und zwar sowohl von Schülerinnen und 
Schülern als auch von Eltern, die insbesondere gegen den Einsatz von Microsoft-
Produkten an Schulen erhebliche Beschwerden führten, die aus Sicht seiner Behör-
de jedenfalls zum Teil berechtigt seien.

Seine Behörde habe zusammen mit dem Kultusministerium versucht, eine Weiter-
entwicklung zu erreichen. Er sei der Kultusministerin dankbar, dass besprochen 
worden sei, noch vor der Sommerpause eine Aufstellung zu formulieren, wie die 
Schulen im neuen Schuljahr vorgingen. Dies sei wichtig, weil die Schulen mit 
dieser Thematik allein häufig überfordert seien. Ein Großteil der Schulen komme 
mit dem Thema zwar zurecht und setze auch datenschutzkonforme Produkte ein, 
mit denen sie auch im Alltag sehr gut zurechtkämen, aber nach seiner Schätzung 
schafften etwa 40 % der Schulen dies nicht allein. Das Kultusministerium sei in 
der Rolle, tatsächlich Angebote zu machen. Die Nutzung dieser Angebote werde 
von seiner Behörde sehr unterstützt. Ohne das Kultusministerium werde sich das 
Problem allein vonseiten der Schulen nicht lösen lassen.

Seine Behörde wolle so unterstützend und hilfreich wie möglich sein. Bei der Be-
ratung von Unternehmen seien beispielsweise sogenannte Quartalsgespräche ein-
geführt worden, wo ohne feste Tagesordnung gemeinsam in die Zukunft geblickt 
werde und danach geschaut werde, welche Probleme auftauchen könnten und wie 
sie datenschutzkonform gelöst werden könnten.

Auch gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern sowie Vereinen gebe es einen Be-
ratungsauftrag. In diesem Zusammenhang seien im vergangenen Jahr beispiels-
weise Tools angeboten worden, die sich sehr großer Beliebtheit erfreuten. Eines 
davon heiße „DS-GVO.clever“, mit dem jeder Verein im Internet geführt in 20 bis 
30 Minuten automatisiert eine Datenschutzerklärung erstellen könne, indem alle 
erforderlichen Angaben in das Tool eingetragen würden. Am Ende des Prozesses 
hätten Vereine, aber auch einzelne Handwerksbetriebe eine rechtskonforme Daten-
schutzerklärung an der Hand, die unmittelbar auf die Homepage gestellt werden 
könne. Dieses Produkt sei von seiner Behörde entwickelt worden und werde sehr 
gut nachgefragt. Auf diese Art und Weise bringe seine Behörde konstruktiv und 
konfliktfrei die Segnungen des Datenschutzes in die Breite. 

Seit dem Juli 2020 verfüge seine Behörde über ein eigenes Bildungszentrum. Denn 
der Landtag habe seine Behörde durch wirklich sehr gute Unterstützung in die 
Lage versetzt, ein eigenes Fortbildungsprogramm aufzustellen, das jedoch in der 
Pandemie nicht so laufen könne, wie es ursprünglich geplant gewesen sei, sondern 
derzeit komplett online laufe. Trotz Pandemiebedingungen sei es im vergangenen 
Jahr gelungen, über 2 000 Bürgerinnen und Bürger, Vereine und Betriebe in einzel-
nen Veranstaltungen konkret zu schulen. Alle angebotenen Veranstaltungen seien 
sehr gut besucht, ausgebucht oder sogar überbucht. Er konstatiere eine sehr große 
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Nachfrage, und er hoffe, dass das Angebot, wenn Öffnungen möglich seien, in Prä-
senzangebote überführt werden könne. Er werde das Parlament dafür um weitere 
Unterstützung bitten.

So, wie seine Behörde die Bürgerinnen und Bürger, die Vereine und Unterneh-
men berate, seien auch Beratungen zu Zukunftsthemen beabsichtigt. Das Thema 
KI werde bei ihr als Aufsichtsbehörde immer häufiger angefragt. Auch da bestehe 
erheblicher Beratungsbedarf. Er könne sich sehr gut vorstellen, dass in Baden-
Württemberg die Chancen genutzt würden und seine Behörde in den nächsten Jah-
ren weitere Angebote machen könne.

Zusammenfassend stellte er fest, der Datenschutz sei in der Pandemie ohne jeden 
Zweifel unter Druck, es sei jedoch versucht worden, so konstruktiv und aktiv wie 
möglich die Bürgerinnen und Bürger, die Unternehmen und die Behörden zu be-
gleiten. Dies sei selbstverständlich auch für die Zukunft beabsichtigt.

Ein Abgeordneter der SPD legte dar, er bedanke sich namens seiner Fraktion so-
wohl für den Tätigkeitsbericht als auch für die Beratung und Begleitung in den 
vergangenen Jahren. Denn der LfDI und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
hätten immer ein offenes Ohr. Bei aller Sensibilität für das Thema Datenschutz 
verfolge der LfDI dankenswerterweise einen pragmatischen Ansatz mit dem Ziel, 
Probleme nicht nur zu beschreiben, sondern auch zu lösen.

Die Coronapandemie sei in der Tat eine große Herausforderung für alle gewesen, 
jedoch auch für den Datenschutz. Denn es könnten durchaus schwierige Situatio-
nen entstehen, wenn personenbezogene Daten, die beispielsweise in der Gastrono-
mie zur Kontaktnachverfolgung mitgeteilt werden müssten, dann zu Stalking oder 
zur Annäherung an eine Kundin genutzt würden. So etwas werde von niemandem 
gewollt und dürfe auch nicht passieren.

Ihm sei aufgefallen, dass es zwischen den Ministerien erhebliche Unterschiede in 
Bezug auf das Zusammenwirken mit dem LfDI gebe. Er könne verstehen, dass im 
Mai 2020, als sich alle in einer Ausnahmesituation befunden hätten, pragmatische 
Lösungen hätten gefunden werden müssen. Der LfDI habe erwähnt, dass es hin-
sichtlich der ersten Corona-Verordnung des Wirtschaftsministeriums und des So-
zialministeriums keine Abstimmung mit dem LfDI gegeben habe, doch sechs Tage 
später habe eine überarbeitete Version vorgelegen, in der die Anregungen des LfDI 
aufgenommen worden seien. Die Zusammenarbeit mit dem LfDI funktioniere also.

Hinsichtlich des Kultusministeriums hingegen werde mehrfach darauf verwiesen, 
dass die Corona-VO Schule im Prinzip gänzlich ohne Mitwirkung und Beteiligung 
des LfDI erstellt worden sei. Dies mache ihn sehr nachdenklich, weil der LfDI 
durchaus lösungsorientiert arbeite; er erinnere in diesem Zusammenhang daran, 
dass der LfDI beim Thema Zoom mit einer direkten Ansprache des amerikanischen 
Anbieters Verbesserungen erreicht habe. Vom Kultusministerium hingegen sei der 
LfDI leider ansonsten nicht beteiligt worden. Ihn interessiere, ob sich mit der neu-
en Hausspitze eine andere Zusammenarbeit hinsichtlich der Corona-Verordnung 
Schule ergeben habe.

Auch bei anderen Themen gebe es offensichtlich eine unterschiedliche Abstim-
mungsbereitschaft der einzelnen Ministerien. Hinsichtlich des neuen Polizeige-
setzes habe sich der LfDI in seinem Tätigkeitsbericht in vielen Punkten kritisch 
geäußert. Es sei bedauerlich, dass keine gut nutzbare Handreichung zur Verfügung 
stehe, die von den Polizistinnen und Polizisten für ihre praktische Arbeit genutzt 
werden könnte. Die Werkzeuge müssten datenschutzkonform ausgestaltet werden. 
Das Justizministerium hingegen sei lobend erwähnt worden. In diesem Zusam-
menhang bitte er um einen Einblick in den „Maschinenraum“.

Hinsichtlich der luca-App habe er eine etwas andere Auffassung als der LfDI. 
Denn es gebe durchaus gute Argumente dafür, hinsichtlich luca-App auch kritisch 
zu sein. Ihn ärgere insbesondere, dass mit der Corona-Warn-App zwar ein gutes 
Tool zur Verfügung stehe, welches jedoch, weil nicht genug dafür geworben wor-
den sei, beispielsweise in der Gastronomie kaum genutzt werde, obwohl es genutzt 
werden könnte. Denn dort dominiere derzeit die luca-App. Er plädiere dafür, stär-
ker darauf zu drängen, dass die Corona-Warn-App, die auch mit staatlichen Mit-
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teln finanziert worden sei, in der Breite ankomme. Denn sie sei in höherem Maß 
datenschutzkonform.

Abschließend merkte er an, er habe zur Kenntnis genommen, dass der Oberbürger-
meister von Tübingen fortwährend schwierig sei mit dem Umgang mit der „Liste 
der Auffälligen“ und dem Datenschutz. Der LfDI könne da nichts dafür; vielleicht 
müsse an anderer Stelle etwas nachjustiert werden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, auch die Abgeordneten seiner Fraktion 
dankten dem LfDI und seinem Team für die hervorragende Arbeit, die sie leisteten 
und die auch dadurch zum Ausdruck komme, dass Beratung vor dem Verhängen 
von Bußgeldern stehe. Dies sei aus seiner Sicht der richtige Zugang.

Der Nachteil eines jeden Berichts sei, dass es einen Redaktionsschluss gebe, im 
konkreten Fall Januar 2021. Bevor der Tätigkeitsbericht fertiggestellt worden sei, 
habe es die Corona-Testzentren in der gegenwärtigen Fülle noch nicht gegeben, 
und inzwischen betrieben fast jedes Hotel und zahlreiche Gaststättenbetriebe zu-
sätzlich zu ihrem eigentlichen Geschäft ein Testzentrum. Viele Testzentren hät-
ten ihre Arbeit jedoch zwischenzeitlich eingestellt, doch die von ihnen erhobenen 
personenbezogenen Daten einschließlich der Testergebnisse existierten noch und 
reichten im Einzelfall über das gesetzlich geforderte Maß hinaus. Er habe Herrn 
Minister Lucha noch im Juni 2021 auf dieses Thema angesprochen, und dieser 
habe auf die Frage, wie mit diesen Daten umgegangen werde und welche rechtli-
chen Rahmenbedingungen es dazu gebe, keine Antwort zu geben vermocht. Des-
halb werfe er in der laufenden Sitzung die Frage auf, wie verhindert werden könne, 
dass diese Daten irgendwann in einem Container auftauchten, und wie lange sie 
überhaupt gespeichert werden müssten, wobei das Jahr 2023 oder das Jahr 2024 im 
Raum stehe, je nachdem ob die Daten als Gesundheitsdaten eingeschätzt würden. 
Solange diese Daten existierten, bestehe Missbrauchsgefahr. Deshalb sei es umso 
dringlicher, sich dieses Themas anzunehmen.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, auch er bedanke sich für den Bericht. Er 
sei von hoher Qualität, wie es die Abgeordneten vom LfDI gewohnt seien. Es zeige 
sich, dass er den richtigen Ansatz nach Baden-Württemberg gebracht habe, näm-
lich den, dass Datenschutz nicht einfach im Aufstellen von Forderungen bestehe, 
sondern durch eine konstruktive lösungsorientierte Mitwirkung gekennzeichnet 
sei. Dies sei vom LfDI geprägt worden, und das sei auch unter den schwierigen 
Bedingungen eines Corona-Jahres umgesetzt worden.

Er hätte sich sehr gewundert, wenn der Bericht des Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit im Zusammenhang mit der Corona-Politik, 
durch die manchmal sehr schnelle Entscheidungen hätten getroffen werden müs-
sen, nicht von Kritik gespickt wäre; es sei unstreitig, dass es auch zu Konflikten 
habe kommen müssen. Ihm fehle die erforderliche Zeit, in der laufenden Sitzung in 
allen Einzelheiten darauf einzugehen, wo ganz sicher noch nachgearbeitet werden 
müsse.

Es sei zwar wichtig, eilbedürftige Regelungen auch unter Zeitdruck zu erlassen, 
doch gleichwohl sei es wichtig, den Landesbeauftragten zu beteiligen. Ihn inte-
ressiere, wie dies sichergestellt werden könne. Aus entsprechenden Vorschlägen 
müsse gelernt werden.

Unabhängig davon seien die Abgeordneten an einem Fazit aus datenschutzrecht-
licher Sicht aus der Pandemie interessiert. Der Landtag werde, wenn sich die 
Fraktionen darauf verständigten, nach der Sommerpause eine Enquetekommission 
einsetzen; es könnte ein gemeinsames Anliegen des Landtags sein, Lehren aus der 
Pandemie zur Vorbereitung auf ähnliche Ereignisse in der Zukunft zu ziehen, um 
dann besser aufgestellt zu sein. Da müsse der Datenschutz selbstverständlich einen 
elementaren Platz finden, und daran müsse der LfDI mitwirken.

Die gelegentlich geäußerte Auffassung, dass der Datenschutz eher als Hindernis 
bei der Krisenbewältigung anzusehen sei, teile er persönlich definitiv nicht. Er 
beschäftige sich seit vielen Jahren mit Datenschutz und sei in seiner Fraktion dafür 
auch zuständig und wisse, dass es immer konstruktive Lösungsmöglichkeiten gebe 
und der Weg der Gemeinsamkeit auch in Krisenzeiten erfolgreich beschritten wer-
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den könne. Dies müsse auch geschehen, und auf diesem Weg würden ganz sicher 
auch Lösungen gefunden.

Dabei sei der LfDI gefragt, wie gewohnt konstruktive Lösungsansätze beizutragen, 
und da werde der LfDI auch gebraucht. Er bedanke sich beim LfDI, dass er auch 
im schwierigen Corona-Jahr immer wieder Vorschläge gemacht habe, gerade was 
gesundheitsrelevante Daten anbelange.

Interessant sei auch das EuGH-Urteil zum Verbot des Transfers von personenbezo-
genen Daten in die USA, welches in der Tat sei weitreichende Auswirkungen habe. 
In diesem Zusammenhang sei seine Fraktion an Lösungsvorschlägen interessiert. 
Er wolle wissen, ob der LfDI Microsoft zutraue, DSGVO-konform zu wirken; 
denn dies sei u. a. für die Schulen in Baden-Württemberg eine ganz wesentliche 
Frage, die in den nächsten Monaten zu bearbeiten sei.

Interessant sei auch die Frage, wie sich die Landesregierung z. B. mit einer Bil-
dungsplattform neu aufstelle und welche Software-Elemente dabei eine Rolle 
spielten. Ihn interessiere weiter, ob der LfDI der Auffassung sei, amerikanische 
Produkte oder Anbieter kämen in letzter Konsequenz nicht mehr in Frage. Bei 
diesen Grundsatzentscheidungen sei die Expertise des LfDI gefragt.

Er sei dem LfDI dankbar, dass er mit dem erwähnten Schulungszentrum und auch 
mit der Handreichung, von der er berichtet habe, mit der auch ein kleiner Verein 
eine rechtskonforme Datenschutzerklärung erstellen könne, die im Internet ver-
öffentlicht werden könne oder der Korrespondenz beigefügt werden könne, der 
DSGVO das „Monster-Image“ genommen habe.

Dies alles seien Beispiele dafür, dass der LfDI einen guten Job mache, und dafür 
wolle er sich bei ihm namens der Abgeordneten seiner Fraktion herzlich bedanken.

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, auch er spreche dem LfDI und seinem Team 
namens seiner Fraktion Dank aus. Ihm sei wichtig, auch die kooperative Zusam-
menarbeit zu loben, die es bereits seit Jahren gebe. Gleichwohl sei es, wenn es 
um Bürokratieabbau und Vereinfachung von Vorschriften gehe, zu hinterfragen, 
warum der Datenschutz-Tätigkeitsbericht von Jahr zu Jahr umfangreicher werde. 
Er bitte den LfDI, dies nicht persönlich zu nehmen.

Er räume ein, dass die Corona-Sondersituation erfordert habe, an der einen oder 
anderen Stelle Abstriche zu machen; jedoch stehe auch die Corona-Warn-App zur 
Verfügung, für die der Bund sehr viel Geld zur Verfügung gestellt habe, um sie auf 
den Weg zu bringen. Die Corona-Warn-App habe für das Land deshalb eine hohe 
Bedeutung, weil sie in Walldorf mitentwickelt worden sei.

Er bedauere, dass das Potenzial der Corona-Warn-App, was den Datenschutz an-
gehe, noch nicht ausgeschöpft werde. Ihn interessiere, was aus den Initiativen des 
Landes, mit denen versucht worden sei, auf Bundesebene auf eine Verbesserung 
der Corona-Warn-App hinzuwirken, geworden sei. Denn auch er stelle in der Re-
alität fest, dass fast durchgängig die App des privaten Anbieters luca eingesetzt 
werde, während die Corona-Warn-App mit der zweiten Impfung sozusagen am 
Ende angelangt sei. So sei dies aus seiner Sicht jedoch nicht vorgesehen gewesen. 

Bei den Abgeordneten seiner Fraktion liefen die Berufsschulen Sturm und wiesen 
nicht ganz zu Unrecht darauf hin, dass Office 365 während der Pandemie eigentlich 
sehr gut funktioniert habe. Die Schülerinnen und Schüler würden mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft mit genau diesem Produkt arbeiten. Speziell 
zu Excel kenne er nur wenige Programmalternativen, die Ähnliches könnten und 
beispielsweise in großen Konzernen für den Datenaustausch eingesetzt werden 
könnten. Er plädiere nicht dafür, sich dem Druck zu beugen; am Ende müssten 
jedoch praxistaugliche Alternativlösungen gefunden werden, statt immer nur her-
vorzuheben, was alles nicht datenschutzkonform funktioniere. Eine Software, die 
nur als Solitär genutzt werden könne, sei letztlich nicht sinnvoll.

Die Strategie, erst aufzuklären und allenfalls mit einem deutlichen zeitlichen Ver-
satz zu sanktionieren, werde von seiner Fraktion begrüßt. Sie wolle den LfDI bei 
der Umsetzung dieser Strategie weiterhin sehr positiv begleiten.
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Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit führte 
aus, er gebe dem SPD-Abgeordneten hinsichtlich dessen, dass ein gefühlt unter-
schiedliches Verhältnis des LfDI zu den Ministerien vorhanden sei, recht. Es gebe 
historisch gute Beziehungen zu Ministerien, und es gebe Beziehungen, die noch 
wachsen müssten. Traditionell gut sei mit Sicherheit die zum Innenministerium. 
Dort werde seine Behörde sehr frühzeitig eingebunden und, obwohl es in der  
Sache häufig unterschiedliche Standpunkte gebe, so eingebunden, dass Gelegen-
heit bestehe, die Position im Vorfeld klar zu machen und auf diese Weise in vielen 
Fällen bereits Verbesserungen zu erzielen. Diese Zusammenarbeit funktioniere 
ausgesprochen gut.

Realistischerweise gebe es andere Ministerien, zu denen seine Behörde von der 
fachlichen Ausrichtung her weniger enge Beziehungen habe. Dazu sei anzumer-
ken, je besser die Ministerien seine Behörde kennengelernt hätten, desto besser 
würden auch die Beziehungen. Er lege Wert darauf, dass seine Behörde nicht nur 
im Bereich des Datenschutzes, sondern auch im Bereich der Informationsfreiheit 
alle Häuser gut berate und für sie auch ansprechbar sei.

Die angesprochene Besonderheit der Beziehung zum Kultusministerium gerade in 
der frühen Corona-Phase müsse er tatsächlich bestätigen. Das Kultusministerium 
habe den Schulen bereits sehr frühzeitig signalisiert, es gebe eine Coronapandemie 
und insoweit eine Ausnahmesituation, jetzt gehe alles. Es gebe Schreiben des Mi-
nisteriums aus dem Frühjahr 2020, in denen zum Ausdruck gebracht worden sei, 
Microsoft oder was auch immer zu nutzen; dies müsse nun Vorrang haben.

Er wolle das in der Sache nicht kritisieren; denn in der Tat habe eine Ausnahme-
situation vorgelegen, und für viele Schulen habe eine sehr große Herausforderung 
darin bestanden, die Kommunikation gerade beim Homeschooling sicherzustellen. 
Seine Behörde würde sich jedoch wünschen, auch in solchen engen Phasen betei-
ligt zu werden.

Im Gesundheits- und Sozialministerium funktioniere dies, obwohl dieses Ministe-
rium unter einem eminenten Druck stehe, aus seiner Sicht in den meisten Fällen 
sehr gut. Dort sei seine Behörde praktisch per Standleitung eingebunden, wenn 
es z. B. darum gehe, Corona-Verordnungen zu ändern. Wenn es nicht auf Anhieb 
funktioniere, dann gelinge es, wie schon erwähnt, 14 Tage später bei der nächsten 
Verordnung, die Position des LfDI aufzunehmen. Dies sei nicht kritikwürdig; es sei 
vielmehr gut, dass es so funktioniere.

Ein besonderer Aspekt unter dem Stichwort „Maschinenraum“ sei die Thematik 
„Zoom an Schulen“. Er habe sich tatsächlich geärgert, dass, obwohl auch in der 
Presse immer wieder darüber berichtet worden sei, dass in den Schulen nicht nur 
Zoom eingesetzt werde, sondern die erwartbaren Probleme aufträten, die Daten-
schutzaufsichtsbehörde habe einschreiten müssen. Er erinnere in diesem Zusam-
menhang an das sogenannte „Zoom-Bombing“, also das Eindringen von Störern 
in den Unterricht, welche dann dort Dinge gepostet hätten, die mit Sicherheit nicht 
unterrichtsgeeignet gewesen seien. Ihn habe geärgert, dass die Aufsichtsbehörde 
bei ihrem Einschreiten etwas allein auf weiter Flur gestanden habe.

Seine Behörde habe, nachdem sie eine Warnung nach der DSGVO ausgesprochen 
habe, Zoom an Schulen einzusetzen, Zoom eingeladen. Dieses Unternehmen sei 
sehr schnell bereit gewesen, mit seiner Behörde zu sprechen, und sechs Wochen 
später habe das Unternehmen das Produkt so weiterentwickelt gehabt, dass es 
möglich gewesen sei, die Warnung zurückzunehmen. Unter dem Strich sei es ein 
gutes Ergebnis; seine Behörde hätte sich jedoch gewünscht, schneller und besser 
mit dem Kultusministerium sprechen zu können.

Das Thema luca-App/Corona-Warn-App sei bekanntermaßen ein abendfüllendes 
Thema. Dabei habe es in der Tat einen Riss zwischen seiner Behörde als der Daten-
schutzaufsichtsbehörde und der Datenschutz-Community, wozu auch der Chaos-
Computer-Club zähle, gegeben, obwohl es eine sehr gute Vernetzung gebe und 
es seiner Behörde wehgetan habe, dass diese Differenzen aufgetreten seien. Die-
se Differenzen hingen damit zusammen, dass beide Beteiligten unterschiedliche 
Funktionen hätten. Die Datenschutzaufsichtsbehörde sei nicht in der Position, sich 
irgendetwas wünschen zu dürfen, sondern habe vielmehr knallhart zu prüfen, ob 
etwas datenschutzkonform sei oder nicht.
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Die luca-App sei datenschutzkonform. An bestimmten Stellen könne zwar erklärt 
werden, die gewählte Lösung nicht schön zu finden, auch urheberrechtlich sei an 
manchen Stellen sehr kreativ vorgegangen worden, doch dies alles sei kein Da-
tenschutzthema. Auch zur Öffentlichkeitsarbeit von luca könnten kritische Worte 
gefunden werden; denn das Unternehmen habe sich, als die Community auf sie 
geschossen habe, frühzeitig „eingeigelt“, was nicht gut gewesen sei. Ein offenerer 
Umgang wäre besser gewesen.

Ihn habe überzeugt, dass luca über die nachgehende Beratung durch die Aufsichts-
behörde immer bemüht gewesen sei, die App weiterzuentwickeln. Inzwischen sei 
sie wesentlich besser als die Version von Januar/Februar. Aus seiner Sicht sei die 
luca-App datenschutzkonform und leiste gute Arbeit. Davon habe er auch die Da-
tenschutzkonferenz von Bund und Ländern überzeugen können.

Er räume ein, dass sie nicht die „schönste“ App sei und ihm die Corona-Warn-App 
besser gefalle. Warum die Corona-Warn-App bei den Check-Ins das Nachsehen 
habe, lasse sich jedoch sehr eindeutig sagen. Denn nach der Corona-Verordnung 
von Baden-Württemberg könne nur die luca-App oder eine vergleichbare App, die 
auf der Basis personenbezogener Daten arbeite, dazu genutzt werden, um sich in 
einem Restaurant einzuchecken. Die Corona-Warn-App habe nicht die personen-
bezogenen Daten der Personen, die sie nutze, und insbesondere nicht deren Kon-
taktdaten. Deshalb könne sie nicht zum Einchecken genutzt werden.

Dies würde er sich als Datenschützer anders wünschen; er erinnere in diesem 
Zusammenhang daran, dass in Sachsen die Auffassung vertreten werde, bei der 
Kontaktnachverfolgung nicht auf personenbezogene Daten zu setzen, sondern die 
Corona-Warn-App zuzulassen. Dort werde dies als ausreichend erachtet, und es 
scheine auch zu funktionieren. In Baden-Württemberg habe die Landesregierung 
jedoch anders entschieden, und das könne er, weil er es nicht besser wisse, nicht 
kritisieren.

Er nehme zur Kenntnis, dass in Baden-Württemberg beabsichtigt sei, auf Basis 
von personenbezogenen Daten Kontaktnachverfolgung zu betreiben. Dies sei der 
sicherere Ansatz. Deswegen verstehe er, dass in Baden-Württemberg die luca-App 
favorisiert worden sei; als Datenschützer könnte er sich jedoch auch andere Lö-
sungen vorstellen. Er habe die Landesregierung auch schon darum gebeten, immer 
wieder zu prüfen, ob es noch erforderlich sei, an der derzeitigen Lösung festzuhal-
ten, oder ob eine Öffnung erwogen werden könnte.

Unter Bezugnahme auf die Frage, was nun mit den Testergebnissen der vielen 
Testzentren passiere, die zwischenzeitlich nicht mehr existierten, legte er dar, es 
gebe in der Tat ein großes Problem, welches daraus resultiere, dass zwei Pflichten 
einander gegenüberstünden. Denn neben den Datenschutzpflichten hätten die Test-
center jedenfalls nach der Nachbesserung der Bundesverordnung zu den Tests eine 
Dokumentationspflicht sowohl steuerrechtlicher Natur als auch gesundheitsrecht-
licher Natur. Deshalb müsse dokumentiert werden, welche Person die Leistungen 
in Anspruch genommen habe. Diese Daten müssten auch aufbewahrt werden, nach 
der Lesart seiner Behörde bis zum Jahr 2023.

Das Problem sei, dass es, wenn diese Testzentren wieder verschwunden seien, 
mehr oder weniger frei floatende Daten gebe. Dann hänge es von der Datenschutz-
affinität des Testzentrumsbetreibers ab, ob, auch wenn kein Geld mehr damit ver-
dient werden könne, gleichwohl der Pflicht nachgekommen werde, die erhobenen 
Daten in besonders gesicherter Form auf Dauer vorzuhalten. Er wisse nicht, in wie 
vielen Fällen in Baden-Württemberg so vorgegangen werde, aber er fürchte, dass 
es eine ganze Reihe von Betreibern gebe, die ihre Tätigkeit eher als „Glücksritter“ 
angesehen hätten und sich, nachdem sozusagen der positive Teil des Geschäfts 
erledigt sei, eher aus den Pflichten herauszögen.

Dies habe zur Folge, dass die Datenschutzaufsichtsbehörde mit der Situation kon-
frontiert sei, dass ihr viele Verantwortliche nicht bekannt seien, weil kein Über-
blick darüber bestehe, wer jeweils ein Testzentrum betrieben habe. Denn es gebe 
keine Meldepflicht gegenüber der Datenschutzaufsichtsbehörde. Es sei zwar ver-
sucht worden, über den Bundesdatenschutzbeauftragten zu erreichen, dass in die 
Testverordnung des Bundesgesundheitsministeriums eine entsprechende Regelung 
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aufgenommen würde, damit zumindest mitgeteilt werden müsste, wo es überall 
Testzentren gebe, doch nach wie vor sei nicht bekannt, wo dies der Fall sei und wo 
es Testzentren gegeben habe, die bereits wieder geschlossen worden seien. Des-
halb sei es eine nahezu unlösbare Aufgabe, zu prüfen, wo datenschutzkonform 
gelöscht worden sei, womit eine Datenschutzbehörde leben könne, oder die erho-
benen Daten so vorgehalten würden, dass kein Missbrauch erfolgen könne. 

Diese Situation sei unbefriedigend, und dies werde seine Behörde auch in Zukunft 
beschäftigen. Denn dabei gehe es nicht nur um Gesundheitsdaten; denn in Testzen-
tren seien häufig auch zahlreiche Zusatzdaten abgegriffen worden. Auch dies habe 
seine Behörde bemängelt. Denn viele Bürgerinnen und Bürger hätten sich darüber 
gewundert, auf welcher Grundlage häufig nicht nur Name, Vorname und Anschrift 
abgefragt worden seien, sondern auch Mobil-Telefonnummern, E-Mail-Adressen 
oder zur Mitgliedschaft in einem sozialen Medium. Es sei zu befürchten, dass diese 
Daten vielfach entweder in einem Altpapiercontainer oder mehr oder weniger gut 
verschlüsselt auf irgendeinem Laptop schlummerten, und dies sei schlecht. Dies 
sei ein Beispiel dafür, dass der Datenschutz während der Pandemie unter die Räder 
gekommen sei. Er habe großes Verständnis dafür, dass beabsichtigt gewesen sei, 
sehr schnell Testzentren aufzubauen. Doch zumindest in der zweiten Welle hätte 
stärker mit Voraussicht agiert werden müssen.

Zum Stichwort Enquetekommission legte er dar, er sei selbstverständlich gern be-
reit, diese Enquetekommission zu begleiten. Er sehe es geradezu als seine Ver-
pflichtung an, auf die eingangs in seinem Bericht erwähnten kritischen Punkte ein-
zugehen, dass der Datenschutz ein Hemmnis sei, dass es wegen des Datenschutzes 
eine bestimmte Zahl von Todesopfern während der Coronapandemie gegeben habe 
usw. Solche Behauptungen nehme er ernst, und er sehe es als seine Aufgabe an, 
zu begründen, warum diese Angriffe falsch seien. Dies mache er sehr gern auch 
gegenüber der Enquetekommission.

Ferner sei er auch gern bereit, ganz offen darüber zu diskutieren, wo sich der Da-
tenschutz auch generell in Deutschland in der Pandemie als konstruktiv erwiesen 
habe und wo er Luft nach oben sehe.

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom vergangenen Jahr zum in-
ternationalen Datentransfer („Schrems II“) sei ein großes Problem, für das seine 
Behörde keine echte Lösung anbieten könne. Dieses Problem schlage durch bis auf 
die Schulen. Microsoft habe bereits angekündigt, bis Ende 2022 ihre Leistungen 
aus Europa heraus anbieten zu wollen, sodass es dann keine internationalen Daten-
transfers mehr gebe.

Bezogen auf die aktuelle Situation habe seine Behörde, um für Unternehmen zu-
mindest eine gewisse Verlässlichkeit erreichen zu können, eine europaweit zur 
Kenntnis genommene Orientierungshilfe herausgegeben, in der erklärt werde, wie 
ein Unternehmen mit dieser im Prinzip unlösbaren Aufgabe umgehen könne. Darin 
sei klar zum Ausdruck gebracht worden, dass, sobald seine Behörde als Aufsichts-
behörde Alternativen zu den US-Produkten, die eingesetzt würden, sehe, darüber 
gesprochen werde, während sich die Aufsichtsbehörde dann, wenn Unternehmen 
zeigen könnten, dass sie keine Alternativen sähen, zurücknehme. Mit diesem An-
gebot agiere die Aufsichtsbehörde hart am Rande dessen, was getan werden könne.

Die Corona-Warn-App könne in Baden-Württemberg nicht die Rolle spielen, die 
in ihr stecke, weil sich die Landesregierung aus guten Gründen, die er nicht in Fra-
ge stellen wolle, für eine personenbezogene Kontaktnachverfolgung entschieden 
habe. Dies sei der sicherere Weg. Andere Länder gingen anders vor. Er plädiere 
sehr dafür, zu beobachten, wie die Entwicklung z. B. in Sachsen weitergehe und ob 
es möglich sei, das, was in der Corona-Warn-App stecke, weiter zu nutzen.

Seine Kritik an der Corona-Warn-App und in diesem Fall an der Bundesregierung 
laute, dass sich zu lange auf dem Produkt, dass im späten Frühjahr 2020 entwickelt 
worden sei, ausgeruht worden sei, statt es weiterzuentwickeln. Beispielsweise 
wäre es problemlos möglich gewesen, sehr frühzeitig auch eine Check-in-Funk-
tion in die Corona-Warn-App einzubauen. Inzwischen, nachdem die luca-App an 
der Corona-Warn-App vorbeizuziehen gedroht habe, gebe es diese Funktion, doch 
das hätte viel früher umgesetzt werden können. Hinzu komme, dass in Bezug auf 
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die Corona-Warn-App mehr hätte geworben werden können und bessere Erläute-
rungen hätten gegeben werden können. In diesem Bereich seien Chancen vertan 
worden.

Nun müsse die zweitbeste Lösung genutzt werden, und das sei die luca-App. Die-
se sei nach den Fortentwicklungen, die erfolgt seien, jedoch datenschutzkonform 
nutzbar.

Der Einsatz von Microsoft-Produkten, also US-amerikanischen Produkten, an 
Schulen werde im Herbst verstärkt eine Rolle spielen. Seitens der Berufsschulen 
werde das valide Argument vorgetragen, dass die Softwareprodukte auch zur Vor-
bereitung für den späteren Einstieg in die Berufsphase genutzt würden und sehr 
viele Betriebe Microsoft-Produkte nutzten. Dazu sei anzumerken, dass es einen 
Unterschied mache, ob ein bestimmtes Produkt und deren Funktionen Lerninhalt 
an einer Berufsschule seien, wogegen überhaupt nichts einzuwenden sei, oder ob 
ein solches Produkt an der Schule als Kommunikationsmittel eingesetzt werde. 
Genau darauf nähmen die Aufsichtsbehörden Bezug.

Es sei Aufgabe der Aufsichtsbehörden, auch in diesem Bereich Alternativen auf-
zuzeigen, die es durchaus gebe. Es seien Open-Source-Produkte verfügbar, die 
Microsoft-Produkten sehr stark ähnelten und insbesondere in einfachen Anwen-
dungsfällen den Microsoft-Produkten in nichts nachstünden. Derzeit liefen mit 
dem Kultusministerium Gespräche darüber, welche alternativen Produkte auch für 
Berufsschulen seine Behörde sehe und empfehlen könne.

Die Argumentation hingegen, mit der er gelegentlich konfrontiert werde, wenn 
es nicht möglich sein sollte, Microsoft-Produkte weiterhin zu nutzen, würde dies 
bedeuten, in die „Steinzeit“ zurückgeworfen zu werden, sodass gar nichts mehr 
gehen würde, sei ihm zu einfach. Vielmehr müsse im Einzelnen danach geschaut 
werden, welche Alternativen es gebe und was machbar und auch finanzierbar sei. 
Eine so konstruktive Herangehensweise, die jedoch auch Grenzen anerkenne, wol-
le er gern begleiten.

Ein Abgeordneter der SPD merkte an, im Tätigkeitsbericht sei unter der Über-
schrift „Batman war hier“ schön beschrieben worden, welche Schwierigkeiten 
die persönliche Kontaktnachverfolgung bisweilen mit sich bringe. Deshalb hätten 
Tools, die nicht auf persönlichen Datensätzen aufbauten, sondern die Nachverfol-
gung auf anderem Weg sicherstellten, durchaus ihre Berechtigung.

Im Datenschutzbericht werde darauf verwiesen, dass die Befundmitteilungen durch 
die vom Sozialministerium eröffnete und von der KVBW mitbetriebene Teststation 
am Hauptbahnhof Stuttgart die rechtlichen Vorgaben an die Datensicherheit nicht 
erfülle und die KVBW dringend nachbessern müsse. Dies sei jedoch bereits ein 
Jahr her, sodass im Zuge des Aufbaus neuer Testzentren durchaus daraus hätte ge-
lernt werden können. Ihn interessiere, warum in dieser Richtung nichts passiert sei.

Abschließend äußerte er, lobenswert sei, dass der vorliegende Tätigkeitsbericht bei 
unverändert hoher Qualität schlanker sei als seine beiden Vorgänger.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit legte dar, 
das, was bei den ersten Testzentren, die auch im Tätigkeitsbericht beschrieben wor-
den seien, festgestellt worden sei, sei von ganz anderer Qualität gewesen als das, 
was im Jahr 2021 bei den privat betriebenen Testzentren zu konstatieren gewesen 
sei. Hierzu sei anzumerken, dass die Aufsichtsbehörde auch gegenüber Institutio-
nen, die es in normalen Zeiten besser könnten und besser wüssten, immer wieder 
darauf dränge, dass bestimmte Datenschutzstandards eingehalten würden. Es kom-
me darauf an, auch anscheinend schon Gelerntes immer wieder zu wiederholen.

Abschließend merkte er an, die lobende Anmerkung zum Tätigkeitsbericht werde 
seinen Pressesprecher sehr erfreuen, der sich sehr intensiv darum gekümmert habe, 
dass der Tätigkeitsbericht gut lesbar und verständlich sei.

Der Ausschussvorsitzende bedankte sich abschließend im Namen des Ausschusses 
beim LfDI und allen dort Beschäftigten für ihre Arbeit in schwieriger Zeit.
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Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne förmliche Ab-
stimmung, von der Mitteilung des Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit Baden-Württemberg vom 4. Februar 2021, Drucksache 
16/9850, und der vom Staatsministerium mit Schreiben vom 4. Mai 2021 vorgeleg-
ten Stellungnahme der Landesregierung (Anlage) Kenntnis zu nehmen. 

3.8.2021 

Weber
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Anlage
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